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1. Fristen und Termine

Steuerzahlungstermine im Februar:


   Fälligkeit
Ende der Schonfrist bei Zahlung durch


 
Überweisung (Wert-
Scheck/bar 


stellung beim Finanzamt)

Lohn- /Kirchensteuer
10.2.
13.2.
keine Schonfrist

Umsatzsteuer
10.2.
13.2.
keine Schonfrist

Gewerbesteuer
15.2.
20.2.
keine Schonfrist

Grundsteuer
15.2.
20.2.
keine Schonfrist

Zahlungstermine für Sozialversicherungsbeiträge im Februar: 


   Fälligkeit


für den Monat Februar 
24.02.

Hinweis: 

Ab 2006 sind die Beiträge zur Sozialversicherung am Ende des Monats zu zahlen, in dem die Arbeit geleistet wird. Der erste Beitrag nach neuem Recht, der am 27.1.2006 fällig war, kann auf die nächsten sechs Monate verteilt werden, d.h. 1/6 des Januarbeitrages muss bei Nutzung der Übergangsregelung ebenfalls am 24.2.2006 gezahlt werden. Die Anwendung der Übergangsregelung wurde durch die aktive Nichtzahlung des Januarbeitrages erzeugt. 

2. Zum 1. Januar 2006 beschlossene Steueränderungen

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 21.12.2005 drei neue Gesetze verabschiedet. Die Gesetze sind zum 1.1.2006 in Kraft getreten. Im Steuerbrief Januar 2006 haben wir darüber bereits berichtet. Es handelt sich dabei um das

· „Gesetz zur Abschaffung der Eigenheimzulage“ für Neufälle ab 1.1.2006,

· „Gesetz zur Beschränkung der Verlustverrechnung im Zusammenhang mit Steuerstundungsmodellen“, nach dem Verluste aus so genannten Steuerstundungsmodellen nur mit späteren positiven Einkünften aus derselben Einkommensquelle verrechnet werden können und 

· „Gesetz zum Einstieg in ein steuerliches Sofortprogramm“. Darin wurden die begrenzte Steuerfreiheit von Heirats- und Geburtsbeihilfen zum 1.1.2006, die Abzugsfähigkeit privater Steuerberatungskosten als Sonderausgaben ab 2006 sowie die degressive Abschreibung von Mietwohnneubauten für Neufälle ab dem 1.1.2006 abgeschafft. Weiterhin wurde die begrenzte Steuerbefreiung von Entlassungsabfindungen gestrichen. Aus Vertrauensschutzgründen soll die bisherige begrenzte Steuerfreiheit für Verträge über Abfindungen, Gerichtsentscheidungen oder Entlassungen vor dem 1.1.2006 weiterhin gewährt werden, soweit dem Arbeitnehmer die Zahlung vor dem 1.1.2008 zufließt. Der Zuflusszeitraum wurde entgegen dem bisherigen Gesetzesentwurf vom 1.1.2007 auf den 1.1.2008 erweitert. Die an Soldaten auf Zeit vor dem 1.1.2009 gezahlten Übergangsbeihilfen sind nach einer Sonderregelung weiterhin steuerfrei, wenn das Dienstverhältnis vor dem 1.1.2006 begründet wurde.

3. Weitere geplante Gesetzesänderungen

Am 20.12.2005 hat das Bundeskabinett dem Entwurf eines „Gesetzes zur Eindämmung missbräuchlicher Steuergestaltungen“ zugestimmt. Der Entwurf enthält im Einzelnen folgende Maßnahmen:

Einnahme-Überschussrechnung – Anpassung bei der Gewinnermittlung

Nach bisher geltendem Recht kann der Steuerpflichtige Ausgaben für Umlaufvermögen sofort als Betriebsausgabe absetzen. In Zukunft soll das für Anteile an Kapitalgesellschaften, Wertpapiere, Grund und Boden sowie für Gebäude des Umlaufvermögens nicht mehr möglich sein. Der Abzug als Betriebsausgabe soll dann, wie bislang auch bei nicht abnutzbaren Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens, erst im Zeitpunkt der Veräußerung möglich sein. Bisher konnte nämlich folgende Gestaltung genutzt werden: Eine GbR mit einer GmbH als geschäftsführender Gesellschafterin erwirbt Wertpapiere, deren Anschaffungskosten die GbR als sofort abzugsfähige Betriebsausgaben behandelt, da das Modell auf kurzfristige Vermögensumschichtungen angelegt ist und es sich bei den Wertpapieren daher um Umlaufvermögen handelt. Den daraus entstehenden Verlust verrechnen die Gesellschafter mit ihren übrigen positiven Einkünften. Ähnliche Gestaltungen können bei Steuerpflichtigen mit einem gewerblichen Grundstückshandel genutzt werden.
Nach dem bisherigen Gesetzentwurf soll diese Regelung für alle Wirtschaftsgüter gelten, die am Tag nach der Verkündung des neuen Gesetzes angeschafft, hergestellt oder ins Betriebsvermögen eingelegt werden.

Pflicht zur Bildung von Bewertungseinheiten in der Steuerbilanz

Wirtschaftlich Zusammenhängende Bilanzpositionen, wie etwa bei Sicherungsgeschäften, sollen nicht mehr einzeln bilanziert , sondern als Einheit bewertet werden. 

Änderung bei der privaten KfZ-Nutzung

Die pauschale Besteuerung von 1 % des Bruttolistenpreises wird auf Fahrzeuge des notwendigen Betriebsvermögens (betriebliche Nutzung zu mehr als 50 %) beschränkt. Liegt die betriebliche Nutzung zwischen 10 und 50 %, muss der Steuerpflichtige die Höhe der Privatnutzung ermitteln und im Rahmen der allgemeinen Darlegungs- und Beweislastregelungen nachweisen. Das soll für alle Wirtschaftsjahre gelten, die nach dem 31.12.2005 beginnen. Für Arbeitnehmer mit Dienstwagen ergeben sich durch diese Neuregelung keine Änderungen, da das Dienstfahrzeug beim Arbeitgeber immer notwendiges Betriebsvermögen darstellt. 

Hinweis:

In der Gesetzesbegründung wird ausdrücklich daraufhin hingewiesen, dass das Führen eines Fahrtenbuchs nicht erforderlich sei. Wie allerdings sonst der Privatnutzungsanteil gegenüber dem Finanzamt glaubhaft gemacht werden soll, ist bislang noch offen.

Steuerpflicht öffentlicher Spielbanken

Anfang 2005 hatte der EuGH entschieden, dass es unzulässig sei, öffentliche Spielbanken von der Umsatzsteuer zu befreien, während die Umsätze private Glücksspielanbieter steuerpflichtig sind. Nun sollen auch öffentliche Spielbanken in die Umsatzsteuerpflicht einbezogen werden.

Erweiterung der Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers

Unternehmer, die Gebäude reinigen lassen, schulden dem Fiskus künftig die Umsatzsteuer für die empfangene Leistung. Nach bisher geltendem Recht obliegt diese Verpflichtung dem Gebäudereiniger. Dies soll ebenfalls für Gebäudeteile, wie z.B. Hausfassadenreinigung, Reinigung von Inventar, einschließlich Teppichreinigung und Fensterputzen gelten. Nicht betroffen davon sollen Unternehmer sein, deren unternehmerische Tätigkeit sich ausschließlich auf die Vermietung von nicht mehr als zwei Wohnungen beschränkt. Die Änderung soll am 1.7.2006 in Kraft treten.

Ausweitung der Tatbestandsmerkmale von Steuerordnungswidrigkeiten

In letzter Zeit wurden verstärkt Belege, insbesondere Tankquittungen, über das Internet versteigert, um beim Käufer Betriebsausgaben zu generieren. Die Finanzbehörden können zukünftig diese unberechtigte Weitergabe solcher Belege als Steuerordnungswidrigkeit verfolgen. Der Verkäufer kann sich nun nicht mehr darauf berufen, dass er für die weitere Nutzung der Belege nicht mehr verantwortlich sei. 

Hinweis:

Die Änderungen zur Steuerpflicht öffentlicher Spielbanken sowie die ordnungswidrige Weitergabe von Belegen sollen voraussichtlich am Tag nach der Verkündung des Gesetzes in Kraft treten. 

Der Gesetzentwurf muss noch den Bundestag passieren und schließlich durch den Bundesrat seine Zustimmung erhalten. Wir werden Sie an dieser Stelle auf dem Laufenden über das Gesetzgebungsverfahren halten.

4. Übersicht über die Sachbezugswerte 2006

Die Sachbezugswerte, die in der Sachbezugsverordnung ausgewiesen sind, werden jährlich angepasst. Arbeitgeber, die ihren Arbeitnehmern Sachbezüge als Lohnbestandteile zukommen lassen, müssen im Jahr 2006 folgende Werte berücksichtigen:

Sachbezugswerte für freie Verpflegung 2006 in €
	Personenkreis
	
	Frühstück


	Mittag-

essen
	Abend-

essen
	insgesamt

	Arbeitnehmer
	mtl.*
	44,30
	79,20
	79,20
	202,70

	
	ktgl.*
	1,48
	2,64
	2,64
	6,76

	Familienangehörige des Arbeitnehmers
	

	     volljährig
	mtl.
	35,44
	63,36
	63,36
	162,16

	
	ktgl.
	1,18
	2,11
	2,11
	5,41

	     bei Vollendung des 14., aber nicht des 18. Lebensjahrs
	mtl.
	26,58
	47,52
	47,52
	121,62

	
	ktgl.
	0,89
	1,58
	1,58
	4,05

	     bei Vollendung des 7., aber nicht des 14. Lebensjahrs
	mtl.
	17,72
	31,68
	31,68
	81,08

	
	ktgl.
	0,59
	1,06
	1,06
	2,70

	     vor Vollendung des 7. Lebensjahrs
	mtl.
	13,29
	23,76
	23,76
	60,81

	
	ktgl.
	0,44
	0,79
	0,79
	2,03


* mtl. = monatlich; ktgl = kalendertäglich

Die Werte für Familienangehörige sind anzusetzen, wenn die Verpflegung nicht nur dem Beschäftigten, sondern auch seinen nicht bei dem selben Arbeitgeber beschäftigten Angehörigen gewährt wird. Sind Ehegatten bei demselben Arbeitgeber beschäftigt, sind die Werte für die Verpflegung der Kinder bei jedem Ehegatten zur Hälfte anzusetzen.

Sachbezug für freie Unterkunft 2006 in €

	
	
	alte Bundesländer und Berlin-West
	neue Bundesländer und Berlin-Ost

	Belegung
	
	Unterkunft allgemein


	Aufnahme in Arbeitgeberhaushalt/ Gemeinschaftsunterkunft


	Unterkunft allgemein


	Aufnahme in Arbeitgeberhaushalt/ Gemeinschaftsunterkunft



	1 volljähriger Arbeitnehmer
	mtl.*
	196,50
	167,03
	182,00
	154,70

	
	ktgl.*
	6,55
	5,57
	6,07
	5,16

	2 volljährige Arbeitnehmer
	mtl.
	117,90
	88,43
	109,20
	81,90

	
	ktgl.
	3,93
	2,95
	3,64
	2,73

	3 volljährige Arbeitnehmer
	mtl.
	98,25
	68,78
	91,00
	63,70

	
	ktgl.
	3,28
	2,29
	3,03
	2,12

	1 Jugendlicher / Azubi
	mtl.
	167,03
	137,55
	154,70
	127,40

	
	ktgl.
	5,57
	4,59
	5,16
	4,25

	2 Jugendliche / 
Azubis
	mtl.
	88,43
	58,95
	81,90
	54,60

	
	ktgl.
	2,95
	1,97
	2,73
	1,82

	3 Jugendliche / 
Azubis
	mtl.
	68,78
	39,30
	63,70
	36,40

	
	ktgl.
	2,29
	1,31
	2,12
	1,21


* mtl. = monatlich; ktgl = kalendertäglich

Bei einer Wohnungsüberlassung durch den Arbeitgeber ist als Sachbezug die ortsübliche Miete anzusetzen. Wenn die Ermittlung des ortsüblichen Mietpreises mit außergewöhnlichen Schwierigkeiten verbunden ist, kann er in den alten Bundesländern und Berlin-West mit 3,40 €/m² bzw. in den neuen Bundesländern einschl. Berlin-Ost mit 3,15 €/m² angesetzt werden. Bei einfacher Ausstattung (ohne Sammelheizung oder ohne Bad/Dusche) werden 2,75 €/m² bzw. 2,65 €/m² zu Grunde gelegt.  
Hinweis:

Der Gesamtsachbezugswert beträgt damit in den alten Bundesländern 399,20 € und in den neuen Bundesländern 384,70 €. 

Die neuen Sachbezugswerte sind für die Lohnabrechnungen ab Januar 2006 zu berücksichtigen. 

Quelle: BMF-Schreiben zur Sachbezugsverordnung vom 28. Dezember 2005, IV C 5 S 2334 113/05, BStBl. I 2005 S. 1063; geändert durch Dritte Verordnung zur Änderung von gemeinsamen Vorschriften für die Sozialversicherung vom 16.12.2005, BGBl 2005 I S. 3493 

5. Ab 2005 ist die neue Anlage EÜR einzureichen

Unternehmer, Selbständige und Personengesellschaften, die ihren Gewinn durch Einnahme-Überschussrechnung ermitteln, haben ab 2005 eine neue vierseitige Anlage EÜR mit der Steuer- oder Festsetzungserklärung einzureichen. Dadurch entfällt die bisher übliche Beifügung der Gewinnermittlung. Nicht betroffen sind Kleinunternehmer, deren Betriebseinnahmen des einzelnen Betriebs unter 17.500 € im Jahr liegen. Bei unterjährigen Neugründungen erfolgt keine Hochrechnung. 

Ursprünglich sollte der Vordruck bereits für alle Wirtschaftsjahre verbindlich sein, die nach dem 31. Dezember 2003 beginnen. Wegen massiver Ablehnung wurde die verpflichtende Einführung um ein Jahr verschoben. Das neu überarbeitete Formular stellt gegenüber dem ersten Entwurf eine wesentliche Verbesserung insbesondere in seiner Handhabung dar. 

Die Zahlen für das Formular können aber dennoch nicht ohne weiteres aus der Buchhaltung übertragen werden. Detaillierte Angaben werden besonders im Bereich der nicht abziehbaren Betriebsausgaben, etwa für Geschenke, Bewirtung und Arbeitszimmer, sowie bei den Abschreibungen verlangt. Auch müssen nähere Angaben zu Ansparabschreibungen sowie zu Überentnahmen gemacht werden, die sonst erst durch eine Betriebsprüfung genauer untersucht wurden. 

Hinweis:

Für die Finanzverwaltung stellt die Anlage in erster Linie einen Effizienzvorteil dar. Nicht außer acht zu lassen ist aber auch der Wissensgewinn, den das Finanzamt durch Ihre Angaben über Sie gewinnt. Die einzelnen Posten können statistisch ausgewertet werden und erleichtern damit Verprobungen mit Vergleichsgrößen anderer Steuerpflichtiger sowie mit den in den Vorjahren eingereichten Angaben. 

Quelle: BMF-Schreiben vom 10. Februar 2005, IV 7 S1451 14/05, BStBl. I 2005 S. 320

6. Neues zum Schuldzinsenabzug

Wenn Schuldzinsen aus so genannten Überentnahmen resultieren, dürfen sie seit 1999 nicht mehr in voller Höhe als Betriebsausgaben abgezogen werden. 

Beispiel:

Ein Unternehmer möchte sich zu privaten Zwecken eine Motoryacht anschaffen. Bis 1998 konnte er wie folgt vorgehen, um die dadurch veranlassten Schuldzinsen steuerlich geltend zu machen: Die notwendige Summe entnahm er aus seiner Unternehmenskasse. Den eigentlich geplanten Kauf von Handelsware finanzierte er nunmehr über einen Kredit. Die dafür anfallenden Schuldzinsen waren steuerlich abziehbare Betriebsausgaben. Hätte er den Kauf der Yacht direkt durch einen Kredit finanziert, wäre ein Betriebsausgabenabzug nicht möglich gewesen. Ab 1999 sind Schuldzinsen aber „...nicht abziehbar, wenn Überentnahmen getätigt wurden“. 

In welcher Weise die Überentnahmen zu ermitteln sind, darüber gibt die Finanzverwaltung in einem BMF-Schreiben Auskunft. Zunächst ist zu klären, ob die Schuldzinsen durch einen privaten oder betrieblichen Kredit veranlasst wurden. Bei privater Veranlassung liegen keine Betriebsausgaben vor. Demzufolge scheiden diese Zinsen auch aus der weiteren Berechnung des Schuldzinsenabzugs aus. In einem zweiten Schritt muss dann ermittelt werden, ob und in welchem Umfang ein Schuldzinsenabzug bei Überentnahmen versagt wird. Eine Überentnahme liegt vor, wenn die Entnahmen eines Wirtschaftsjahres den Gewinn und die Einlagen übersteigen. 

Hinweis:

In einem aktuellen BFH-Urteil wurde noch einmal ausdrücklich klar gestellt, dass privat veranlasste Kredite, deren Schuldzinsen nicht als Betriebsausgabe abziehbar sind, konsequenterweise bei der Ermittlung der (Über-)Entnahmen nicht zu berücksichtigen sind. 

Im Umkehrschluss kommt es zu Unterentnahmen, wenn Gewinn und Einlagen größer sind als die Entnahmen. Zusätzlich sind bei der Berechnung Überentnahmen vorangegangener Wirtschaftsjahre dazuzuzählen und Unterentnahmen aus diesem Zeitraum abzuziehen. 

Dem Gewinn sind pauschal 6 % der Überentnahmen hinzuzurechnen. Allerdings ist der Hinzurechnungsbetrag auf die tatsächlich gezahlten Schuldzinsen abzüglich 2.050 € begrenzt. Unabhängig davon sind Schuldzinsen, mit dessen zu Grunde liegendem Kredit Anlagevermögen finanziert wurde, stets abziehbare Betriebsausgaben.   

Hinweis:

Das Bundesministerium der Finanzen hat ein neues Schreiben zum Schuldzinsenabzug veröffentlicht. Gegenüber dem bisherigen Schreiben gibt es keine wesentlichen Änderungen zum Schuldzinsenabzug. Folgende Punkte wurden klar gestellt bzw. näher erläutert: 

· Maßgebend für den Begriff „Gewinn“ ist der steuerliche Gewinn. Gesondert festgestellte Gewinnanteile aus Mitunternehmerschaften scheiden aus der Berechnung aus.

· Ein unentgeltlicher Betriebsübergang führt beim bisherigen Betriebsinhaber nicht zu einer Entnahme. Der Rechtsnachfolger übernimmt die bisher entstandenen Über- und Unterentnahmen.

· Zinsen für Darlehen im Sonderbetriebsvermögen sind abziehbar, wenn das Darlehen zur Finanzierung von Anlagevermögen verwendet wurde. 

· Mitunter kommt es vor, dass ein Gesellschafter in seinem Sonderbetriebsvermögen ein Darlehen ausweist, das der Finanzierung seines Mitunternehmeranteils dient. Die darauf entfallenden Zinsen sind nach Ansicht der Finanzverwaltung u.U. aufzuteilen. Entfallen sie auf anteilig erworbenes Anlagevermögen, sind sie uneingeschränkt als Betriebsausgabe abziehbar. Andernfalls sind sie in die Berechnung der nichtabziehbaren Schuldzinsen einzubeziehen. Maßgebend für die Aufteilung sind die Teilwerte der Wirtschaftsgüter. 

· Weiterhin wird näher erläutert, wie bei Einbringungsfällen zu verfahren ist. 

In einem aktuellen Urteil weicht der BFH allerdings von der Verwaltungsauffassung im BMF-Schreiben ab: 

Strittig war, ob Über- und Unterentnahmen aus Wirtschaftsjahren, die vor dem 1.1.1999 endeten, bei der Berechnung des Schuldzinsenabzugs zu berücksichtigen sind. Nach Verwaltungsauffassung ist das nicht möglich; zum 1.1.1999 sollen sämtliche Über- und Unterentnahmekonten der Vorjahre 0 € betragen. Nachteilig wirkt sich das für alle Steuerpflichtigen aus, die ihre Gewinne aus den Jahren vor 1999 nicht entnommen haben und dadurch eine so genannte Unterentnahme „getätigt“ haben. Wenn nun z.B. im Jahr 1999 die Gewinne in einer Summe entnommen werden, könnte es u.U. zu einer 
Überentnahme kommen und ein Teil der Schuldzinsen wäre nicht abziehbar. Eine solche Handhabung würde aber zu einer ungerechtfertigten Benachteiligung dieser Steuerpflichtigen führen, da tatsächlich keine Überentnahmen vorgenommen wurden. Der BFH fällte ein erfreuliches Urteil: In den Veranlagungszeiträumen 1999 und 2000 sind bei der Ermittlung der nichtabziehbaren Schuldzinsen auch die vor dem 1.1.1999 entstandenen Unterentnahmen zu berücksichtigen. 

Hinweis:

Die Regelungen zum Schuldzinsenabzug sind sehr komplex. Erstmals für das Jahr 2005 werden auch von Steuerpflichtigen, die ihren Gewinn durch Einnahmeüberschussrechnung ermitteln, nähere Angaben zu Entnahmen und Einlagen im neuen Formular „EÜR“ verlangt.

Wendet die Finanzverwaltung ihre bisherige nachteilige Auffassung an und will Ihre vor dem 1.1.1999 entstandenen Unterentnahmen, z.B. wegen Einlagen ins Betriebsvermögen, nicht berücksichtigen, legen wir gerne für Sie Einspruch ein. 

Quelle: BFH-Urteile vom 21. September 2005, X R 47/03 und X R 46/04, BFH/NV 2006 S. 180 und 184, BMF-Schreiben vom 17. November 2005, IV B 2 S 2144 50/05, BStBl. 2005 I S. 588

7. Anliegerbeiträge für erschlossenes Betriebsgrundstück

Erschließungs- und andere Anliegerbeiträge zählen zu den nachträglichen Anschaffungskosten eines Grundstücks, wenn sie der Finanzierung erstmaliger Anlagen dienen. Wie der BFH nun feststellte, ist die Sache anders zu beurteilen, wenn das Grundstück bereits erschlossen ist und die Beiträge lediglich dem Ersatz oder der Modernisierung der bisherigen Anlagen dienen. 

Eine GmbH erwarb ein bereits erschlossenes Betriebsgrundstück. Für den zu erwartenden Wasserversorgungs- und Abwasserbeitrag bildete sie eine gewinnmindernde Rückstellung. Die Beiträge dienten der Modernisierung der kommunalen Einrichtungen. Das Finanzamt erkannte die Rückstellung nicht an, da nach seiner Ansicht die Beiträge zu den nachträglichen Anschaffungskosten des Grundstücks zählten. Die Bildung einer Rückstellung sei aber nur möglich, wenn die Aufwendungen später nicht als Anschaffungskosten zu aktivieren seien. 

Finanzgericht und Bundesfinanzhof kamen zu dem Ergebnis, dass die GmbH zu Recht eine Rückstellung in der Bilanz passiviert hatte. Die Richter beurteilten die kommunalen Beiträge nicht als nachträgliche Anschaffungskosten. Damit diese vorliegen, sei ein bloßer kausaler oder zeitlicher Zusammenhang mit der Anschaffung nicht ausreichend. Vielmehr komme es auf die Zweckbestimmung der Aufwendungen an. Hier handelte es sich um Anliegerbeiträge für ein erschlossenes Betriebsgrundstück. Da die Beiträge der Modernisierung der kommunalen Einrichtungen zwecks zeitgerechter technischer Verbesserung dienten, verglich der BFH den Sachverhalt mit sog. Ergänzungsbeiträgen, die nach bisheriger Rechtsprechung sofort als Betriebsausgabe abziehbar sind. Die Beiträge würden das Grundstück – anders als Ersterschließungsbeiträge – in seiner Substanz und seinem Wesen unverändert lassen und seien daher wie Erhaltungsaufwand als Betriebsausgabe zu behandeln. Demzufolge war die Bildung einer Rückstellung nicht zu beanstanden.

Quelle: BFH-Urteil vom 3. August 2005, I R 36/04, LEXinform Nr. 5001439 

8. Ansparrücklage: Vorzeitige Teilauflösung nicht möglich 

Gewerbetreibende, Freiberufler und Land- und Forstwirte können eine den Gewinn mindernde Rücklage für Investitionen in neue bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens der nächsten beiden Wirtschaftsjahre in Höhe von 40 % der voraussichtlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten bilden. Die Ansparrücklage spielt bei der Steuerprogressionsminderung im Bereich der Land- und Forstwirtschaft und bei mittelständischen gewerblichen Unternehmen eine große Rolle, insbesondere da nur kleine und mittlere Betriebe diese in Anspruch nehmen können. Welche Bedeutung die Ansparrücklage hat, zeigen auch eine ganze Reihe von Urteilen, mit denen sich die Gerichte beschäftigen müssen.

In einem aktuellen Urteil ging es darum, dass ein Steuerpflichtiger teilweise eine Ansparrücklage auflösen wollte. Der Steuerpflichtige ermittelte seinen Gewinn durch Einnahme-Überschussrechnung und bildete zum 31.12.1997 eine solche Ansparrücklage. Als er zum Ende des übernächsten Jahres (31.12.1999) noch nicht investiert hatte, löste das Finanzamt die Rücklage zuzüglich eines Gewinnzuschlags auf und erhöhte den Gewinn. Dagegen erhob der Steuerpflichtige Einspruch und später Klage beim Finanzgericht. Er machte geltend, dass er die Rücklage bereits zum 31.12.1998 vorzeitig aufgelöst habe. 

In der Tat kann ein Steuerpflichtiger wählen, ob er eine Ansparrücklage vor Ablauf der Investitionsfrist von 2 Jahren wegen Aufgabe der Investitionsabsicht auflöst. Voraussetzung dafür ist allerdings, dass der jeweilige Einkommensteuerbescheid noch nicht bestandskräftig ist. Im Urteilsfall war das jedoch schon der Fall. Die Einkommensteuer 1998 war bestandskräftig auf 0 € festgesetzt worden. Der Steuerpflichtige begehrte daher eine Teilauflösung der Rücklage, da trotz dieser Gewinnerhöhung seine Einkommensteuer immer noch 0 € betragen würde und er daher sein Wahlrecht zur Auflösung der Rücklage noch wahrnehmen könne. 

Dem widersprachen nicht nur das Finanzgericht sondern auch die Richter des BFH. Eine vorzeitige Teilauflösung einer Ansparrücklage sei nicht möglich, da dann die Investitionsabsicht für das betreffende Wirtschaftsgut insgesamt aufgegeben werde. Die Rücklage sei streng auf ein Wirtschaftsgut bezogen. Daher könnten die Investitionsgüter, für die die Rücklagen gebildet wurden, nicht einfach ausgetauscht werden. 

Hinweis:

Wäre der Einkommensteuerbescheid 1998 noch änderbar gewesen, wäre der BFH sicherlich zu dem Entschluss gekommen, dass einer nachträglichen Vollauflösung nichts im Wege gestanden hätte. Bei Gewinnermittlungen durch Bestandsvergleich kann dem aber in diesen Fällen das Bilanzänderungsverbot entgegen stehen. 

Mit dem Verbot einer vorzeitigen Teilauflösung sollen Rücklagenbildungen „ins Blaue hinein“ verhindert werden.     

Die Rechtsprechung zur Ansparrücklage ist sehr vielfältig. Wenn Sie Fragen dazu haben, sprechen Sie uns an!

Quelle: BFH-Urteil vom 21. September 2005, X R 32/03, BFH/NV 2006 S. 177

9. Steuerliche Behandlung eines Disagios wie bisher

Mit dem EU-Richtlinienumsetzungsgesetz wurden einige Neuregelungen insbesondere im Bereich des Zu- und Abflusses von (Betriebs-)Einnahmen und (Betriebs-)Ausgaben eingeführt. Betroffen sind davon die Gewinnermittlung durch Einnahme-Überschussrechung sowie alle Überschusseinkunftsarten. Neu war, dass geleistete Vorauszahlungen für Nutzungsüberlassungen (z.B. Mietvorauszahlungen) nun nicht mehr sofort als Betriebsausgabe abziehbar waren, wenn der Zeitraum für die Nutzungsüberlassung mehr als 5 Jahre betrug. Vielmehr sind die Vorauszahlungen auf den Zeitraum, für den sie geleistet wurden, zu verteilen.  Für den Empfänger solcher Vorauszahlungen besteht ein Wahlrecht, ob er das Entgelt ebenfalls auf den Nutzungszeitraum verteilen und damit anteilig pro Jahr versteuern 
oder ob er dies in einem Betrag tun möchte. 

Ein Damnum oder Disagio ist eine einmalige Zinsvorauszahlung für die Kapitalüberlassung in Form eines Darlehens. Damit handelt es sich um eine geleistete Vorauszahlung für eine Nutzungsüberlassung und würde auch unter die Neuregelung des EU-Richtlinienumsetzungsgesetzes fallen, wenn das zu Grunde gelegte Darlehen eine Laufzeit von mehr als 5 Jahren hätte. 

Nun hat sich dazu das Bundesministerium der Finanzen in einem Schreiben geäußert: Es wird nicht beanstandet, wenn die o.g. Neuregelungen nicht auf ein Damnum oder Disagio angewandt werden, solange es dazu keine gesetzliche Klarstellung gibt. 

Quelle: BMF-Schreiben vom 15. Dezember 2005, IV C 3 S 2253a 19/05, LEXinform 0579584

10. Betriebsveranstaltungen als Arbeitslohn?

Gerade noch rechtzeitig zur Skisaison hat der Bundesfinanzhof in zwei Urteilen entschieden, wann Betriebsveranstaltungen als Arbeitslohn zu versteuern sind. 

Im ersten Streitfall veranstaltete der Arbeitgeber für seine Belegschaft jährlich ein Ski-Wochenende in Österreich. Die Kosten beliefen sich auf etwa ca. 120 € pro Person. Entgegen der Meinung des Arbeitgebers sahen Finanzamt und Finanzgericht darin steuerpflichtigen Arbeitslohn. Auch der BFH schloss sich dieser Auffassung an und bestätigte damit seine bisherige Rechtsprechung. Betriebsveranstaltungen stellen dann keinen Arbeitslohn dar, wenn sie im ganz überwiegend eigenbetrieblichen Interesse des Arbeitgebers durchgeführt werden. Das ist gegeben, wenn dadurch in erster Linie das Betriebsklima und der Kontakt der Arbeitnehmer untereinander gefördert werden sollen. Überschreiten die Aufwendungen für die Betriebsveranstaltung aber gewisse Höchstbeträge, erreichen die Aufwendungen ein derartiges Eigengewicht, dass sie Arbeitslohn darstellen. Für Betriebsveranstaltungen wurde damals noch eine Höchstgrenze von umgerechnet ca. 100 € anerkannt. Da der Arbeitgeber diese Grenze überschritten hatte, musste er seine Aufwendungen in voller Höhe als Arbeitslohn versteuern. 

In einem weiteren Fall lud der Arbeitgeber ebenfalls zu einer mehrtägigen Betriebsveranstaltung ein. Allerdings kostete ihn jeder Arbeitnehmer nicht mehr als 75 €. Die in der Finanzverwaltung anerkannte Freigrenze von damals umgerechnet ca. 100 € wurde nicht überschritten. Das Finanzamt wollte die Kosten für die Veranstaltung dennoch als Arbeitslohn der Lohnsteuer unterwerfen. Nach Ansicht der Beamten handele es sich allein wegen der mehrtägigen Dauer nicht um eine übliche Betriebsveranstaltung. Dieser Meinung folgten weder Finanzgericht noch BFH. Wie bereits im ersten Streitfall lag hier ein überwiegend eigenbetriebliches Interesse, wie etwa zur Verbesserung des Betriebsklimas, vor. Der BFH änderte damit auch seine bisherige Rechtsprechung, wonach generell mehrtätige Betriebsveranstaltungen unüblich seien. Bei der Entscheidung, ob üblich oder unüblich allein auf die Dauer einer Betriebsveranstaltung abzustellen, wurde in der Literatur seit langem heftig kritisiert. Solange bei mehrtägigen Veranstaltungen die maßgebliche Freigrenze nicht überschritten werde, liege auch kein Arbeitslohn vor.  

Hinweis:

Lassen Sie sich beraten, wenn Sie Betriebsveranstaltungen planen! 

Die maßgebliche Freigrenze für Betriebsveranstaltungen liegt momentan bei 110 € pro Arbeitnehmer und Veranstaltung. Beachten Sie, dass auch wenn die Kosten pro Arbeitnehmer die Freigrenze nur um einen Euro überschreiten, die Aufwendungen in vollem Umfang zu versteuern sind. 

Quelle: BFH-Urteile vom 16. November 2005, VI R 151/99 und VI R 151/100, LEXinform Nr. 5001518 und Nr. 5001517, BFH-Pressemitteilung vom 28. Dezember 2005, Nr. 42/2005, LEXinform Nr. 0172116

11. Lohnsteuer: Behandlung des Prämienprogramms „bahn.bonus“

Für Inhaber einer BahnCard ist es möglich, an dem Prämienprogramm „bahn.bonus“ teilzunehmen. Dabei wird dem persönlichen Punktekonto des Inhabers bei jedem Fahrkartenkauf mit der BahnCard eine bestimmte Anzahl an Punkten gutgeschrieben. Diese können für Sachprämien verschiedener Art, wie etwa für Freifahrten, genutzt werden. Die Sachprämien dürfen nur vom Inhaber der BahnCard selbst in Anspruch genommen werden. 

Das Ministerium der Finanzen Saarland hat dazu aus lohnsteuerlicher Sicht Stellung bezogen:

Steuerlich unproblematisch ist es, wenn beruflich erlangte Bonuspunkte wiederum für eine Dienstreise verwendet werden. Im Umkehrschluss liegt auch kein steuerpflichtiger Vorgang vor, wenn die auf 
einer privaten Fahrt gesammelten Bonuspunkte wiederum für private Zwecke, wie etwa einer Urlaubsreise, in Anspruch genommen werden. Allerdings liegt steuerpflichtiger Arbeitslohn vor, wenn die Bonuspunkte dienstlich erworben wurden, jedoch für private Zwecke verwendet werden.

Handelt es sich um Arbeitslohn, unterliegt dieser dem Lohnsteuerabzug. Auf Antrag ist es auch möglich, dass die Lohnsteuer durch das die Prämien gewährende Unternehmen pauschal erhoben wird. Der Arbeitslohn fließt in dem Zeitpunkt zu, in dem der BahnCard-Inhaber die Prämie in Anspruch nimmt. Zu beachten ist, dass Sachprämien in Höhe von 1.080 € pro Empfänger und Kalenderjahr steuerfrei bleiben.  

Hinweis:

Das saarländische Finanzministerium spricht in seinem Erlass ausdrücklich an, dass der Arbeitgeber seine Arbeitnehmer darauf hinzuweisen hat, ihm am Ende des jeweiligen Lohnzahlungszeittraumes die von einem Dritten (hier: von dem die Sachprämien einräumenden Unternehmen) gewährten Bezüge anzugeben. Weiß der Arbeitgeber, dass ihm der Arbeitnehmer zu Unrecht keine oder unrichtige Angaben darüber macht, ist es seine Pflicht, dies dem Betriebsstättenfinanzamt anzuzeigen. Das Betriebsstättenfinanzamt kann daraufhin die zu wenig einbehaltene Lohnsteuer vom Arbeitnehmer nachfordern.  

Quelle: Ministerium der Finanzen Saarland, Erlass vom 24. Oktober 2005, B/2-4 134/05 S 2334, DStR 2005 S. 2125

12. Vermietung eines Büroraums an den Arbeitgeber

Bereits im Jahr 2004 fällte der BFH ein erfreuliches Urteil für Steuerpflichtige, die einen Büroraum im eigenen Haus oder der eigenen Wohnung an den Arbeitgeber vermieten. Die Mietzahlungen des Arbeitgebers stellen nämlich dann keinen Arbeitslohn dar, wenn der betreffende Raum im betrieblichen Interesse des Arbeitgebers genutzt wird. Für den Steuerpflichtigen hat das den Vorteil, dass er Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung erzielt und die damit verbundenen Werbungskosten (z.B. Miete, Einrichtungsgegenstände) nicht unter die Abzugsbeschränkung eines häuslichen Arbeitszimmers fallen. Liegt die Mietzahlung jedoch im vorrangigen Interesse des Arbeitnehmers, handelt es sich um Arbeitslohn. Die das Arbeitszimmer betreffenden Aufwendungen sind ggf. nur i.H.v. 1.250 € abziehbar. 

Das Bundesministerium der Finanzen hat nun in einem Schreiben auf dieses Urteil reagiert und präzisierte die Anhaltspunkte, in wessen vorrangigem Interesse die Nutzung des Büros erfolgt. 

Damit die Mietzahlungen den Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung zugeordnet werden können, muss das Interesse des Arbeitgebers an einer vorrangig betrieblichen Nutzung über die Entlohnung des Arbeitnehmers sowie über die Erbringung seiner Arbeitsleistung hinausgehen. Dafür sprechen bspw. folgende Anhaltspunkte:

· Für den Arbeitnehmer sind im Unternehmen keine geeigneten Arbeitszimmer vorhanden; die Versuche des Arbeitgebers, anderweitig Büroräume anzumieten, blieben erfolglos.

· Der Arbeitgeber hat für andere Arbeitnehmer, die über keine für ein Arbeitszimmer geeignete Wohnung verfügen, ähnliche Mietverhältnisse mit fremden Dritten abgeschlossen.

· Der Mietvertrag wurde schriftlich vereinbart. 

Gegen ein betriebliches Interesse des Arbeitgebers liegen wichtige Indizien vor, wenn:

· der Arbeitnehmer im Betrieb über einen weiteren Arbeitsplatz verfügt und 

· die Nutzung des häuslichen Arbeitszimmers vom Arbeitgeber lediglich gestattet oder geduldet wird.

Es kommt nicht darauf an, ob die vereinbarte Miete unter der ortsüblichen Miete liegt. 

In jedem Fall muss der Steuerpflichtige das betriebliche Interesse seines Arbeitgebers nachweisen bzw. kann – wenn die Anhaltspunkte dagegen sprechen – auch den Gegenbeweis antreten. Im Urteilsfall lag diese Voraussetzung vor, da der Arbeitgeber massive Sparmaßnahmen umsetzen musste. 

Hinweis:

Nach den Plänen der neuen Bundesregierung sollen voraussichtlich ab 2007 die Aufwendungen für ein häusliches Arbeitzimmer nur noch dann absetzbar sein, wenn dort der Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und beruflichen Tätigkeit liegt.

Quelle: BMF-Schreiben vom 13. Dezember 2005, IV C 3 S 2253/112/05, DB 2005 S. 2780 

13. Werbungskostenabzug auch bei Studienreise mit allgemein bildenden Aspekten

Einem Gymnasiallehrer für Englisch wurde durch ein Urteil des Finanzgerichtes Baden-Württemberg der Werbungskostenabzug für eine 22-tägige Lehrerfortbildungsreise anerkannt. Das Finanzamt hielt die Kosten der Reise nicht für abzugsfähig, da auch kulturelle und gesellschaftspolitische Programmpunkte auf der Tagesordnung standen. 

Der Lehrer nahm während seines USA-Aufenthaltes an einem straff organisierten Studienprogramm eines deutsch-amerikanischen Instituts teil. Das Programm war speziell auf die deutschen Lehrplanerfordernisse zugeschnitten und ließ nur ähnliche Berufsgruppen zur Teilnahme zu. Daneben gab es noch Informationen über das amerikanische Familienleben, die Verkehrsinfrastruktur, Indianer- und Einwanderergeschichte, Erkundungen der Umgebung sowie politische, wirtschaftliche und gesellschaftliche Diskussionsrunden. Genau wegen dieser weiteren Themen versagte das Finanzamt den Abzug als Werbungskosten, weil die Reise damit auch touristische Aspekte enthalte bzw. die Allgemeinbildung des Lehrers erweitert würde.    

Die Richter des Finanzgerichtes waren diesbezüglich anderer Auffassung. Das Programm sei auf die besonderen beruflichen Bedürfnisse und Gegebenheiten zugeschnitten. Reisezweck sei die Fortbildung des Lehrers. Auch die kulturellen und gesellschaftspolitischen Themen stehen im beruflichen Zusammenhang. Zum einen würde von einem Lehrer gefordert, seinen Schülern auch Kenntnisse über die amerikanische Gesellschaft und Lebenswirklichkeit zu vermitteln, zum anderen würden Touristen für gewöhnlich nicht an solchen Veranstaltungen teilnehmen. Darüber hinaus wurde die Reise nicht von einem gewöhnlichen Reiseveranstalter sondern von einem deutsch-amerikanischen Institut veranstaltet. Der Lehrer wurde für die Reisezeit unterrichtsfrei gestellt und weder vor noch nach der Fortbildung schloss sich ein privat veranlasster Urlaubsaufenthalt an. 

Das Gericht würdigte unter diesen Umständen die Reise als nahezu ausschließlich beruflich veranlasst und erkannte den vollständigen Werbungskostenabzug an.

Hinweis:

Immer weniger Arbeitgeber übernehmen die Kosten für solche Fortbildungsreisen. Das Urteil hilft Lehrern und ähnlichen Berufen, die Kosten für solche Reisen wenigstens als Werbungskosten geltend zu machen. Allgemein bildende Programmpunkte sprechen grundsätzlich nicht gegen die berufliche Veranlassung der Reise, wenn die Voraussetzungen für eine Studienreise erfüllt sind, wie etwa ein straff organisiertes Studienprogramm mit wenig Freizeit. 

Quelle: FG Baden-Württemberg, Urteil vom 7. Juli 2005, 8 K 361/01, EFG 2005 S. 1756

14. Erhaltungsaufwendungen bei abgekürztem Zahlungsweg abziehbar
Viele Steuerpflichtige übertragen bereits zu Lebzeiten ihre Immobilien auf ihre Kinder. Zum einen können schenkungsteuerliche Freibeträge besser genutzt werden, zum anderen wird auf das Kind eine Einkunftsquelle übertragen. Nicht mehr der Steuerpflichtige muss nun die Einkünfte aus der Vermietung versteuern sondern sein Kind, das u.U. einen viel geringeren persönlichen Steuersatz hat. Allerdings muss sich nun auch das Kind um die Immobilie kümmern und ggf. auch Erhaltungsarbeiten durchführen. Oft wird das Geld für die notwendigen Arbeiten durch die Eltern zur Verfügung gestellt. Solange der Geldbetrag vorher geschenkt wird und die Arbeiten an der Immobilie im Auftrag des Kindes erfolgen sowie von ihm bezahlt werden, ist das steuerlich unproblematisch. Die Aufwendungen können bei den Einkünften des Kindes als Werbungskosten abgezogen werden. 

In einem kürzlich vor dem BFH verhandelten Fall mussten sich die Richter damit auseinandersetzen, dass die Handwerker im Auftrage des Vaters handelten und auch von ihm bezahlt wurden. Nun begehrte der Sohn aber den Werbungskostenabzug für die Aufwendungen an seiner Immobilie. Erwartungsgemäß versagte das Finanzamt ihm den Abzug, da es sich um den Aufwand des Vaters und nicht um seinen eigenen gehandelt habe. Auch das Finanzgericht vertrat diese Auffassung. 

Der BFH entschied in seinem Urteil, dass dem Sohn der Werbungskostenabzug zustehe. Zwar können nur solche Aufwendungen als Werbungskosten abgezogen werden, welche die persönliche Leistungsfähigkeit des Steuerpflichtigen mindern. Dabei sei die Mittelherkunft jedoch nicht bedeutsam. Ein Steuerpflichtiger kann Aufwendungen selbst dann abziehen, wenn ein Dritter, wie etwa der Vater, ihm das Geld zuvor geschenkt habe oder – anstatt ihm den Geldbetrag unmittelbar zu geben – in seinem Einvernehmen seine Schuld tilgt. 

Hinweis:

Der Rechtsstreit wäre überflüssig gewesen, wenn der Vater seinem Sohn das Geld zur selbständigen Bezahlung der Handwerkerrechnung vorher geschenkt hätte. Der Sohn hätte es ohne weiteres bei seinen Vermietungseinkünften abziehen könne. Ein Grund für das Vorgehen des Vaters war wahrscheinlich mangelndes Vertrauen, dass sein Sohn das geschenkte Geld auch tatsächlich für die Erhaltungsarbeiten verwenden würde. 

Der BFH hat mit seiner Grundsatzentscheidung eine solche Gestaltungsvariante auch steuerlich anerkannt. Die Einkommensteuerrichtlinien regeln den Sachverhalt bislang anders: Aufwendungen im Rahmen einer solchen Abkürzung des Vertragswegs, das heißt, wenn ein Dritter den Vertrag im eigenen Namen abschließt und auch die Zahlungen leistet, sind nur abziehbar, wenn es sich um Geschäfte des täglichen Lebens handelt. Der BFH ließ hier trotzdem den Abzug zu, weil der Vater im Interesse des Sohns gehandelt und das Geld von seinem Sohn anschließend nicht zurück gefordert habe. Ob die Finanzverwaltung das Urteil auch anwenden wird, bleibt dahingestellt. 

Quelle: BFH-Urteil vom 15. November 2005, IX R 25/03, BB 2006 S. 79

15. Halbeinkünfteverfahren auch bei Bezugsrechten

Wie der BFH kürzlich feststellte, gilt das Halbeinkünfteverfahren auch für den steuerpflichtigen Verkauf von Bezugsrechten. 

Aktionäre erhalten Bezugsrechte in einem bestimmten Verhältnis ihrer bisherigen Beteiligung, wenn die Gesellschaft ihr Kapital erhöht. Mit den Bezugsrechten ist der Aktionär zum Kauf junger Aktien berechtigt. Alternativ kann er aber auch die Bezugsrechte an der Börse veräußern. Der Verkauf von Aktien innerhalb der Spekulationsfrist von einem Jahr ist seit Einführung des Halbeinkünfteverfahrens nur zur Hälfte steuerpflichtig. Fraglich war nun, ob das auch für die Veräußerung von Bezugsrechten gilt. 

Der BFH bejahte diese Frage. Unter das Halbeinkünfteverfahren fallen alle Anteile an Kapitalgesellschaften. Dazu zählen nach ständiger Rechtsprechung auch die Bezugsrechte. Veräußerungsgewinne des Aktionärs repräsentieren regelmäßig offene Reserven, stille Reserven oder einen Geschäftswert und damit zukünftige Dividenden der Gesellschaft. Bei einer Kapitalerhöhung verkörpern die dadurch entstehenden Bezugsrechte die bisher allein durch die Alt-Aktien repräsentierte Substanz der Gesellschaft. Die in der Substanz enthaltene Wertsteigerung wird bei einer Kapitalerhöhung auf das Bezugsrecht transferiert und bei deren Verkauf auch realisiert.

Gewinne und Verluste aus dem Verkauf von Bezugsrechten sind daher nur zur Hälfte zu versteuern. Im Gegenzug sind aber auch die Anschaffungskosten nur zur Hälfte gegen zu rechnen. Die Anschaffungskosten sind nach der sog. Gesamtwertmethode zu ermitteln. Dabei sind die Anschaffungskosten der alten Aktien auf diese und das Bezugsrecht aufzuteilen. 

Hinweis:

Erstaunlicherweise wehrten sich die Steuerpflichtigen im Urteilsfall gegen das Halbeinkünfteverfahren. Sie erzielten mit dem Verkauf der Bezugsrechte nämlich Verluste und wollten diese in voller Höhe steuerlich geltend machen.

Quelle: BFH-Urteil vom 27. Oktober 2005, IX R 15/05, BB 2005 S. 2789

16. Spenden an Stiftungen: Jeder Ehegatte kann 20.450 € abziehen 

Aus wirtschafts- und sozialpolitischen Gründen hat es der Gesetzgeber zugelassen, dass Spenden an bestimmte Empfänger im Rahmen von Höchstbeträgen als Sonderausgaben abziehbar sind. Das betrifft im Wesentlichen Spenden zur Förderung mildtätiger, kirchlicher, religiöser, wissenschaftlicher und der als besonders förderungswürdig anerkannten gemeinnützigen Zwecke. Die Spenden sind maximal in Höhe von 5 %, unter bestimmten Voraussetzungen in Höhe von 10 % des Gesamtbetrags der Einkünfte abziehbar. Wird an eine Stiftung des öffentlichen Rechts oder an eine private Stiftung gespendet, die mildtätige, kirchliche oder gemeinnützige Zwecke verfolgt, können sogar zusätzliche 20.450 € im Jahr abgezogen werden. 

Allerdings regelt der Gesetzeswortlaut nicht eindeutig, ob bei zusammen veranlagten Ehegatten der zusätzliche Abzugsbetrag nur einmal zu gewähren ist oder jedem Ehegatten einzeln zusteht. Diese Frage bildete die Grundlage für eine BFH-Entscheidung, die zum Vorteil der Steuerpflichtigen getroffen wurde. 

Ein zusammen veranlagtes Ehepaar spendete u.a. auch an eine Stiftung ca. 25.000 €. Die Stiftung bescheinigte jedem Ehegatten eine Spende für mildtätige Zwecke von ca. 12.500 €. Als das Finanzamt die Spende nur in Höhe des einmaligen Höchstbetrages von 20.450 € berücksichtigte, legten beide Einspruch ein und erhoben später Klage beim Finanzgericht, beides ohne Erfolg. Der BFH gab den Eheleuten aber Recht. Die Regelung könnte nur dahingehend verfassungskonform ausgelegt werden, wenn der Abzugshöchstbetrag jedem Ehegatten eigenständig gewährt würde. Zwar ließe sich das dem Gesetzeswortlaut nicht eindeutig entnehmen. Dafür sprächen aber die Regelungen zum allgemeinen Spendenabzug. Dieser Abzugsbetrag wird auf 5 bzw. 10 % des Gesamtbetrags der Einkünfte beschränkt und richtet sich somit nach der Summe der von beiden Ehegatten erzielten Einkünfte. 

Hinweis:

Im Urteilsfall begehrten die Eheleute, dass allein die Verdopplung des zusätzlichen Abzugsbetrags verfassungskonform sei. Das hätte für die Eheleute zwar zu keiner anderen Steuer geführt, würde aber bedeuten, dass für Eheleute insgesamt ein zusätzlicher Spendenabzug von 40.900 € (20.450 € x 2) zur Verfügung stünde, unabhängig davon, wer gespendet hätte. Der BFH hielt eine solche Auslegung nicht für zulässig. Die Voraussetzungen für den Abzugsbetrag müssen von jedem Ehegatten eigenständig erfüllt werden.

Quelle: BFH-Urteil vom 3. August 2005, XI R 76/03, BFH/NV 2006 S. 160

17. Eigenheimzulage bei nachträglicher Kindergeldgewährung

Im Januar des letzten Jahres beschloss das Bundesverfassungsgericht, dass bei der Prüfung der Einkunftsgrenze eines volljährigen Kindes (7.680 € im Jahr) dessen Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung nicht einzubeziehen sind. Dieses Urteil hat Auswirkungen auf noch laufende Eigenheimzulagefälle. 

Um Eigenheimzulage zu erhalten, dürfen kinderlose Ledige im Jahr vor der Antragstellung nicht mehr als 70.000 € verdienen, Verheiratete nicht mehr als 140.000 €. Für jedes Kind, für das der Steuerpflichtige einen Kinderfreibetrag oder Kindergeld erhält und das zu seinem Haushalt gehört, erhöht sich seine Einkunftsgrenze für die Eigenheimzulage auf 30.000 €. 

Nun können Fälle auftreten, bei denen Steuerpflichtigen bisher die Eigenheimzulage versagt wurde, weil sie die Einkunftsgrenze wegen Nichtgewährung von Kinderfreibetrag und Kindergeld überschritten haben. Erhalten sie wegen des o.g. Beschlusses des Bundesverfassungsgerichtes nachträglich den Kinderfreibetrag oder Kindergeld, ist Eigenheimzulage zu gewähren, auch wenn der ablehnende 
Eigenheimzulagenbescheid inzwischen bestandskräftig wurde. Voraussetzung dafür ist, dass der Anspruchsberechtigte die nunmehr um 30.000 € erhöhte Einkunftsgrenze nicht überschreitet. Weiterhin muss für das entsprechende Jahr entweder Kindergeld nachgezahlt werden oder der Einkommensteuerbescheid wird dahingehend geändert, dass ein Kinderfreibetrag gewährt wird. Können der Einkommensteuerbescheid oder die Kindergeldfestsetzung nachträglich nicht mehr geändert werden, wird die Einkunftsgrenze auch nicht um 30.000 € erhöht und die Eigenheimzulage kann nicht nachträglich gewährt werden. Eine Neufestsetzung der Eigenheimzulage ist damit erst ab 2005 möglich.      

Quelle: Bayerisches Landesamt für Steuern, Verfügung vom 22. November 2005, EZ 1100 2 St 32/St 33, LEXinform Nr. 0579691











































































































_852573916

